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Abschiebung: Zwangs-
weise Außerlandesbringung
eines Fremden, gegen den
ein Aufenthaltsverbot oder
eine Ausweisung durchsetz-
bar ist. Die Abschiebung
kann durch Verhängung von
Schubhaft gesichert werden.

Ankerfremder: Fremder,
der sich in Österreich recht-
mäßig aufhält und von dem
ein Aufenthaltsrecht für des-
sen Familienangehörige ab-
geleitet werden kann („Zu-
sammenführender“).

Asyl: Das nach dem Asyl-
gesetz 2005 gewährte dau-
ernde Einreise- und Aufent-
haltsrecht zum Schutz vor
Verfolgung aus Gründen der
Rasse, Religion, Nationa-
lität, Zugehörigkeit zu einer
bestimmten sozialen Gruppe
oder der politischen Gesin-
nung im Sinne der Genfer
Flüchtlingskonvention
(Flüchtlinge).

Asylberechtigter: Frem-
der, dem in Österreich inter-
nationaler Schutz in Form
von Asyl gewährt wird. 

Asylgerichtshof: Gericht-
liche Rechtsmittelinstanz in
Asylsachen seit 1. Juli 2008.
Vorher war dafür der Unab-
hängige Bundesasylsenat

(UBAS) als verwaltungs-
behördliche Instanz zustän-
dig. Ein Rechtsmittel vom
Asylgerichtshof an den Ver-
waltungsgerichtshof ist nicht
mehr vorgesehen. 

Asylwerber: Fremder, der
einen Antrag auf internatio-
nalen Schutz („Asylantrag“)
einbringt, bis zum rechts-
kräftigen Abschluss, zur
Einstellung oder Gegen-
standslosigkeit des Asylver-
fahrens.

Aufenthaltsadoption
(Scheinadoption): Adoption
eines Fremden durch einen
Österreicher oder einen zur
Niederlassung in Österreich
berechtigten Fremden (An-
kerfremder), um dadurch für
den Fremden ein Aufent-
haltsrecht in Österreich oder
die Staatsbürgerschaft zu er-
werben oder eine aufent-
haltsbeendende Maßnahme
zu verhindern, ohne dass ei-
ne Eltern-Kind-Beziehung
geführt werden soll. Durch
eine Aufenthaltsadoption ist
die Erlangung oder Beibe-
haltung eines Aufenthaltsti-
tels nicht möglich. Darüber
hinaus droht gemäß § 118
FPG für das wissentliche
Eingehen einer Aufenthalts-
adoption dem Österreicher
oder dem Ankerfremden ei-
ne Geldstrafe bis zu 360 Ta-
gessätzen. Wird für die Auf-
enthaltsadoption ein Entgelt
bezahlt, droht eine Freiheits-
strafe bis zu einem Jahr oder
eine gerichtliche Geldstrafe
bis zu 360 Tagessätzen,
außer die Tat ist nach einer
anderen Bestimmung mit
strengerer Strafe bedroht.
Bei gewerbsmäßiger Anbah-
nung oder Vermittlung von
Aufenthaltsadoptionen be-
trägt die Strafdrohung bis zu

drei Jahren Haft, wenn die
Tat nicht nach einer anderen
Bestimmung mit strengerer
Strafe bedroht ist. 

Aufenthaltsbewilligung:
Aufenthaltstitel für Dritt-
staatsangehörige für einen
vorübergehenden befristeten
Aufenthalt in Österreich als
Rotationsarbeitskräfte, Be-
triebsentsandte, Selbstständi-
ge, Künstler, Schüler, Stu-
dierende, Sozialdienstlei-
stende und Forscher. Dazu
kommen Aufenthaltsbewilli-
gungen in Sonderfällen un-
selbstständiger Erwerbstätig-
keit (z. B. Forscher, beson-
dere Führungskräfte, Au-
pair-Kräfte), bei Familienge-
meinschaft und bei „beson-
derem Schutz“. Zuständige
Behörden sind die Landes-
hauptleute oder die von ih-
nen ermächtigten Bezirks-
verwaltungsbehörden.

Aufenthaltsberechti-
gungskarte: Lichtbildaus-
weis für Asylwerber nach
Zulassung des Verfahrens;
gültig bis zum Ende des Ver-
fahrens. Die Karte dient dem
Nachweis der Identität im
Verfahren und der Recht-
mäßigkeit des Aufenthaltes
im Bundesgebiet.

Aufenthaltsehe („Schein-
ehe“): Ehe zwischen einem
Fremden und einem Öster-
reicher oder einem zur Nie-
derlassung in Österreich be-
rechtigten Fremden mit dem
Zweck, für den Fremden ein
Aufenthaltsrecht in Öster-
reich oder die Staatsbürger-
schaft zu erwerben oder um
eine aufenthaltsbeendende
Maßnahme zu verhindern,
ohne ein gemeinsames Fami-
lienleben führen zu wollen.
Durch eine Aufenthaltsehe
ist die Erlangung oder Bei-
behaltung eines Aufenthalts-
titels nicht möglich. Darüber
hinaus droht gemäß § 117
FPG für das wissentliche
Eingehen einer Aufenthalts-
ehe dem Österreicher und
dem Niederlassungsberech-
tigten eine Geldstrafe bis zu
360 Tagessätzen. Erfolgt das
Eingehen einer Aufenthalts-
ehe gegen Bezahlung, droht
eine Freiheitsstrafe bis zu ei-
nem Jahr oder eine Geldstra-
fe bis zu 360 Tagessätzen,
wenn die Tat nicht nach ei-
ner anderen Bestimmung mit
strengerer Strafe bedroht ist.
Bei gewerbsmäßiger Anbah-
nung oder Vermittlung von
Aufenthaltsehen beträgt die
Strafdrohung bis zu drei Jah-
ren Haft.

Aufenthaltstitel: Berechti-
gung zum rechtmäßigen
Aufenthalt im Bundesgebiet
nach dem Niederlassungs-
und Aufenthaltsgesetz für
Drittstaatsangehörige, die
sich in Österreich länger als
sechs Monate aufhalten wol-
len. Es gibt fünf Aufenthalts-
titel: Aufenthaltsbewilligun-
gen, Niederlassungsbewilli-
gungen, Aufenthaltstitel „Fa-
milienangehöriger“ und Auf-
enthaltstitel „Daueraufent-
halt-EG“ oder „Daueraufent-
halt-Familienangehöriger“.
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Eurodac: Europaweites Fingerabdruckvergleichssystem zur
Identifizierung von Asylwerbern und illegalen Einwanderern.

Fremdenwesen von A bis Z
Von A wie Abschiebung bis Z wie Zurückweisung: Begriffe aus dem Aufenthalts-, 

Asyl- und Fremdenpolizeirecht.
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Aufenthaltsverbot: Bescheid-
mäßige Verfügung einer
Fremdenpolizeibehörde über
einen Fremden. Hauptgrund
für die Erlassung eines Auf-
enthaltsverbots ist nach § 60
FPG, wenn auf Grund be-
stimmter Tatsachen die An-
nahme gerechtfertigt ist,
dass sein Aufenthalt die öf-
fentliche Ordnung und Si-
cherheit gefährdet, etwa we-
gen einer Verurteilung zu ei-
ner unbedingten Freiheits-
strafe von mehr als drei Mo-
naten, aufgrund einer Auf-
enthaltsehe oder Aufent-
haltsadoption, wegen
Schlepperei und einer Reihe
weiterer Gründe, so insbe-
sondere auch bestimmte
schwerwiegende Verwal-
tungsübertretungen.

Ausweisung: Bescheid-
mäßige Aufforderung an ei-
nen Fremden, der sich nicht
rechtmäßig im Bundesgebiet
aufhält, das Land zu verlas-
sen. Ausgewiesen werden
können auch Fremde mit
Aufenthaltstitel, wenn
nachträglich ein Versa-
gungsgrund eintritt oder
wenn sie die Integrationsver-
einbarung nicht erfüllen.

Beirat für Asyl- und Mi-
grationsfragen: Gremium,
das den Innenminister in
Asyl- und Migrationsfragen
berät und Empfehlungen ab-
gibt, insbesondere über
Maßnahmen der Integrati-
onsförderung. Der Beirat be-
steht aus 23 ehrenamtlichen
Mitgliedern, die von ver-
schiedenen Institutionen wie
z.B. Bundesministerien, So-
zialpartner, humanitären
oder kirchlichen Einrichtun-
gen vorgeschlagen und vom
Innenminister für fünf Jahre
bestellt werden. 

Binnengrenzen: Grenzen
Österreichs mit anderen
Schengen-Staaten sowie die
österreichischen Flugplätze
für Binnenflüge und die
österreichischen Häfen für
die Binnenschiffahrt.

Bundesasylamt (BAA):
Dem BMI nachgeordnete
Behörde, die über Anträge
auf internationalen Schutz
entscheidet. Im Verfahren
wird das Vorliegen von Ver-
folgung und/oder Bedrohung
im Sinne der Genfer Flücht-
lingskonvention geprüft;
ebenso die Zu- oder Un-
zulässigkeit der Zurück-
schiebung, Zurückweisung
oder Abschiebung in den
Herkunftsstaat (Refoule-
mentschutz, subsidiärer
Schutz). Das BAA ist auch
zuständig für die Umsetzung
des Dublin-Übereinkom-
mens und der Dublin II-Ver-
ordnung. Dabei wird inner-
halb der EU die Zuständig-
keit eines Staats zur Durch-
führung des Asylverfahrens
geprüft. Damit soll erreicht
werden, dass einem Asyl-
werber nur ein Verfahren im
Hoheitsgebiet der EU-Mit-
gliedstaaten eröffnet wird.

De-facto-Flüchtlinge:
Menschen, die wegen eines
Kriegs, Bürgerkriegs oder
einer Situation allgemeiner
Gewalt in ihrem Heimatstaat
nach Österreich geflohen
sind. Ihnen kann die Einreise
und der vorübergehende
Aufenthalt aus humanitären,
internationalen Gepflogen-
heiten entsprechenden, Er-
wägungen gestattet werden.
Es handelt sich um keine
Flüchtlinge im Sinne des
Asylrechts bzw. der Genfer
Flüchtlingskonvention.

Dokumentenberater: Spe-
ziell ausgebildete Polizisten,
die an Flughäfen in Ländern
tätig sind, aus denen ver-
mehrt unrechtmäßig Einrei-
sende stammen. Die Beam-
ten schulen Mitarbeiter der
Luftfahrtunternehmen, der
Visaabteilungen der öster-
reichischen Auslandsvertre-
tungen und vereinzelt auch
ausländische Behörden wie
Grenzkontroll- und Immi-
grationsdienststellen im Er-
kennen von ge- oder ver-
fälschten Dokumenten. 
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FLIESENVERLEGUNG
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Am Haidacker 10
2230 Gänserndorf

Tel.: 0664 / 105 09 21
Fax: 02282 / 70 185
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Drittstaat: Jeder Staat, der
nicht Mitglied der EU oder
des EWR ist.

Dublin-II-Verordnung:
Verordnung zur Festlegung
der Kriterien und Verfahren
zur Bestimmung des EU-
Mitgliedstaats, der für die
Prüfung eines Asylantrags
zuständig ist.

Einreise: Gem. § 1 des
Passgesetzes und § 2 Abs 4
Z 2 FPG das Betreten des
Bundesgebiets. Für die Ein-
reise ist ein gültiges Reise-
dokument und allenfalls ein
Visum notwendig, soweit
nicht etwas anderes durch
zwischenstaatliche Verein-
barungen bestimmt wird
oder internationalen Gepflo-
genheiten entspricht. Einem
Österreicher, der über kein
gültiges Reisedokument ver-
fügt, jedoch seine Staatsbür-
gerschaft und seine Identität
glaubhaft macht, muss die
Einreise genehmigt werden.

Eurodac: Europaweites,
digitales Fingerabdruckver-
gleichssystem zur Identifi-
zierung von Asylwerbern
und illegalen Einwanderern
(seit 2003). Mehrfache Asyl-
anträge innerhalb der EU
können damit rasch erkannt
werden. Außerdem können
das Dubliner Übereinkom-
men und die Dublin II-VO
zur Bestimmung des für den
Asylantrag zuständigen Mit-
gliedstaats leichter angewen-
det werden. Eurodac besteht
aus einer von der EU-Kom-
mission verwalteten Zentral-
einheit, einer Fingerabdruck-
Datenbank und elektroni-
schen Einrichtungen für die
Datenübertragung zwischen
den Eurodac-Geräten in den
Mitgliedstaaten und der zen-
tralen Datenbank. Daten
über Asylwerber werden in
der Regel zehn Jahre lang
aufbewahrt. Erwirbt ein
Asylwerber die Staatsan-
gehörigkeit eines Mitglied-
staats, werden die Daten so-
fort gelöscht. 

Flüchtlinge: Im Sinne der
Genfer Flüchtlingskonventi-
on Menschen, die sich auf-
grund einer begründeten
Furcht vor Verfolgung
außerhalb des Staats aufhal-
ten, dessen Staatsangehörig-
keit sie besitzen, sowie Staa-
tenlose, die sich deshalb
außerhalb ihres gewöhnli-
chen Aufenthaltsstaats befin-
den. Anerkannte Verfol-
gungsgründe nach der Gen-
fer Flüchtlingskonvention
sind: Rasse, Religion, Natio-
nalität, Zugehörigkeit zu ei-
ner bestimmten sozialen
Gruppe, politische Überzeu-
gung.

Freizügigkeitsrecht: Das
gemeinschaftsrechtliche
Recht eines EWR-Bürgers,
sich in Österreich niederzu-
lassen.

Fremdenpass: Reisedoku-
ment für Staatenlose oder
Personen ungeklärter Staats-
angehörigkeit, die kein gülti-
ges Reisedokument besitzen.
Rechtmäßig in Österreich
aufhältigen Fremden kann
unter bestimmten Vorausset-
zungen ebenfalls ein Frem-
denpass ausgestellt werden,
etwa, wenn sie nicht in der
Lage sind, sich ein gültiges
Reisedokument ihres Hei-
matstaates zu beschaffen (§§
88 ff FPG).

Fremdenrechtspaket
2005: Umfassendes Geset-
zespaket zur Neukodifikati-
on des Asyl-, Fremdenpoli-
zei- und Migrationswesens.
Es beinhaltet das Asylgesetz
2005 (AsylG 2005), das
Fremdenpolizeigesetz 2005
(FPG) und das Niederlas-
sungs- und Aufenthaltsge-
setz (NAG).

Fremder: Im Sinne des
Staatsbürgerschaftsgesetzes
und des Fremdenrechts eine
Person, die die österreichi-
sche Staatsbürgerschaft nicht
besitzt (auch Staatenloser
und Person mit ungeklärter
Staatsangehörigkeit).
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Alternativ Energien

Solar- u. Sanitäranlagen

Dr. med Heide Maria Löhlein
Fachärztin für Augenheilkunde

Ordinationszeiten:
Mo. 8 - 17 Uhr

Di. u. Fr. 8 - 15 Uhr
Do. 15 - 20 Uhr

und nach Vereinbarung

Mi. Operationen im KH Hollabrunn od. Ordination nach Vereinbarung
Do. 11 -15 Uhr: Fluoreszenzangio-graphien und amb. Operationen

1 x monatlich Samstag vormittags Ordination

2020 Hollabrunn • Bahnstraße 32

Tel.: 02952 / 20699 • Fax 02952 / 20699-20
Notfalltelefon: 0664 / 275 44 10

E-mail: office@loehlein.at
oder ordi.dr.loehlein@aon.at

www.loehlein.at
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Genfer Flüchtlingskonven-
tion (GFK): Abkommen über
die Rechtsstellung der
Flüchtlinge. Die GFK wurde
am 28. Juli 1951 auf einer
UN-Sonderkonferenz in
Genf verabschiedet und trat
am 22. April 1954 in Kraft.
Ergänzt wurde sie am 31.
Jänner 1967 durch das „Pro-
tokoll über die Rechtsstel-
lung der Flüchtlinge“, das
am 4. Oktober 1967 in Kraft
trat. Flüchtlinge im Sinne
der GFK sind Menschen, die
sich aufgrund einer begrün-
deten Furcht vor Verfolgung
außerhalb des Staats aufhal-
ten, dessen Staatsangehörig-
keit sie besitzen, sowie Staa-
tenlose, die sich deshalb
außerhalb ihres gewöhnli-
chen Aufenthaltsstaats befin-
den. Anerkannte Verfol-
gungsgründe sind: Rasse,
Religion, Nationalität, Zu-
gehörigkeit zu einer be-
stimmten sozialen Gruppe,
politische Überzeugung.

Grenzkontrolle: Die aus
Anlass eines beabsichtigten
oder bereits erfolgten Grenz-
übertritts vorgenommene
Überprüfung der Einhaltung
der die Sicherheitspolizei,
das Passwesen, die Frem-
denpolizei sowie das Waf-
fen-, Schieß- und Sprengmit-
telwesen regelnden bundes-
gesetzlichen Vorschriften.
Die Grenzkontrolle ist gere-
gelt im Bundesgesetz über
die Durchführung von Perso-
nenkontrollen aus Anlass des
Grenzübertritts (Grenzkon-
trollgesetz – GrekoG), BG-
Bl. Nr. 435/1996 idF BGBl.
I Nr. 114/2007. Die Grenz-
kontrolle obliegt der örtlich
zuständigen Sicherheits-
behörde. Sie ist – soweit sie
durch die Ausübung unmit-
telbarer verwaltungsbehörd-
licher Befehls- und Zwangs-
gewalt zu besorgen ist – Or-
ganen des öffentlichen Si-
cherheitsdienstes vorbehal-
ten. Die Behörde kann bei
Grenzübergangsstellen für
die Grenzkontrolle Bild- und
Tonaufzeichnungsgeräte ein-

setzen (unter Einbeziehung
des Rechtsschutzbeauftrag-
ten und weiterer Auflagen).
Die Organe des öffentlichen
Sicherheitsdienstes sind er-
mächtigt, Menschen einer
Grenzkontrolle zu unterzie-
hen, sofern Grund zur An-
nahme besteht, dass diese
grenzkontrollpflichtig sind
oder dass sie den Grenz-
übertritt unbefugt außerhalb
von Grenzübergangsstellen
vornehmen wollen oder vor-
genommen haben. Sie sind
ermächtigt, zum Zweck der
Grenzkontrolle die Identität
der Betroffenen festzustel-
len, sowie deren Fahrzeuge
und sonst mitgeführte
Behältnisse von außen und
innen zu besichtigen. 

Grenzpolizeiinspektion
(GPI): Fachinspektion zur Si-
cherung der EU-Außengren-
ze (Schengengrenze), zur
Eindämmung der grenzüber-
schreitenden Kriminalität
und der illegalen Migration. 

Grenzübergangsstelle: Ei-
ne vom Bundesminister für
Inneres durch Verordnung
festgelegte, zum Grenzüber-
tritt bestimmte Stelle oder
ein bestimmtes Gebiet
während der Verkehrszeiten
und im Benützungsumfang.
Grenzübergangsstellen sind
durch Hinweistafeln kennt-
lich zu machen (Aufschrift
„Grenzübergangsstelle“,
Staatsfarben, Staatswappen).
Auf Zusatztafeln sind die
Verkehrszeiten und allfällige
Beschränkungen des Benüt-
zungsumfanges ersichtlich
zu machen. Keine Hinweis-
oder Zusatztafeln sind not-
wendig bei Grenzübergangs-
stellen für den Verkehr auf
Schiene oder zu Wasser so-
wie Grenzübergangsstellen,
an denen ein Grenzübertritt
auf Grund  internationaler
Gepflogenheiten erfolgt. Je-
der Grenzübergangsstelle ist
ein Grenzkontrollbereich zu-
geordnet (der im Inland ge-
legene Bereich innerhalb
von zehn Kilometern im

Umkreis der Grenzüber-
gangsstelle; in Nachbarstaa-
ten die nach zwischenstaatli-
chen Vereinbarungen be-
stimmten Bereiche; der
Flugplatz und der Hafen).
Die Außengrenze (d. h. jede
Grenze zu einem Staat, der
nicht Schengen-Staat ist)
darf, abgesehen von den Fäl-
len, in denen anderes inter-
nationalen Gepflogenheiten
oder zwischenstaatlichen
Vereinbarungen entspricht,
nur an Grenzübergangsstel-
len überschritten werden.
Die Binnengrenze (d. h. die
Grenze zu anderen Schen-
gen-Staaten) darf grundsätz-
lich an jeder Stelle über-
schritten werden. Auf Grund
der Schengen-Erweiterung
der letzten Jahre sind daher
Grenzübergangsstellen in
der Praxis nur bei internatio-
nalen Flughäfen und an der
Grenze zum Fürstentum
Liechtenstein von Relevanz.

Grundversorgungsverein-
barung: Vereinbarung zwi-
schen dem Bund und den
Ländern gemäß Art. 15a B-
VG über gemeinsame Maß-
nahmen zur vorübergehen-
den Grundversorgung für
hilfs- und schutzbedürftige
Fremde (Asylwerber, Asyl-
berechtigte, Vertriebene und
andere aus rechtlichen oder
faktischen Gründen nicht ab-
schiebbare Menschen).

Innerstaatliche Fluchtal-
ternative: Einem Asylwerber
ist kein Asyl zu gewähren,
wenn ihm in einem Teil sei-
nes Herkunftsstaates Schutz
gewährleistet werden kann
und ihm der Aufenthalt in
diesem Teil des Staatsgebie-
tes zuzumuten ist.

Integrationsvereinbarung:
Drittstaatsangehörige mit ei-
nem Aufenthaltstitel müssen
die Integrationsvereinbarung
(IV) erfüllen. Es gibt einen
eingeschränkten Personen-
kreis, der von dieser Ver-
pflichtung ausgenommen ist.
Die IV wurde mit der Novel-

le zum Fremdengesetz 2002
eingeführt. Durch das Nie-
derlassungs- und Aufent-
haltsgesetz (NAG) wurde die
Integrationsvereinbarung
verbreitert und vertieft. Die
IV dient dem Erwerb von
Kenntnissen der deutschen
Sprache (Lesen und Schrei-
ben) auf A2-Niveau und der
Befähigung zur Teilnahme
am gesellschaftlichen, wirt-
schaftlichen und kulturellen
Leben in Österreich. Die Er-
füllungspflicht beginnt mit
Erteilung oder Verlängerung
des Aufenthaltstitels. Die IV
ist modular aufgebaut. Mo-
dul 1 ist ein Alphabetisie-
rungskurs (75 Stunden), Mo-
dul 2 ein Deutschkurs auf
A2-Niveau (300 Stunden)
gemäß dem gemeinsamen
Europäischen Referenzrah-
men für Sprache und Orien-
tierungskurs. Modul 2 gilt
mit der Ablegung der A2-
Prüfung als erfüllt. Inhalte
der Deutschkurse sind The-
men des Alltags mit staats-
bürgerschaftlichen Elemen-
ten sowie Themen zur Ver-
mittlung europäischer und
demokratischer Grundwerte. 

Konventionsreisepass:
Reisedokument, das einem
Fremden, dem in Österreich
der Status des Asylberech-
tigten zukommt, auf Antrag
ausgestellt wird.

Niederlassungsbewilli-
gung: Aufenthaltstitel für
Drittstaatsangehörige für ei-
ne nicht bloß vorübergehen-
de, befristete Niederlassung
in Österreich (§ 8 NAG), mit
der Möglichkeit, danach ei-
nen Daueraufenthaltstitel zu
erlangen. Es gibt fünf Auf-
enthaltszwecke für eine Nie-
derlassungsbewilligung:
Schlüsselkraft, ausgenom-
men Erwerbstätigkeit, unbe-
schränkt, beschränkt, An-
gehöriger. Für die Niederlas-
sungsbewilligung ist in den
meisten Fällen ein freier
Quotenplatz nach der jährli-
chen Niederlassungsverord-
nung (NLV) erforderlich.
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Niederlassungs- und Auf-
enthaltsgesetz: Am 1. Jänner
2006 im Rahmen des Frem-
denrechtspakets 2005 in
Kraft getreten; regelt das
Aufenthaltsrecht von Frem-
den, die sich länger als sechs
Monate in Österreich aufhal-
ten, weiters unter anderem
die neu gestalteten Aufent-
haltstitel, die Integrations-
vereinbarung und die Famili-
enzusammenführung.

Niederlassungsverord-
nung (NLV): Verordnung, mit
der für jedes Jahr die Anzahl
der Niederlassungsbewilli-
gungen und die Höchstzahl
der Beschäftigungsbewilli-
gungen für befristet beschäf-
tigte Fremde in Österreich
festgelegt werden. Erlassen
wird die Verordnung von der
Bundesregierung über Vor-
schlag des Innenministers im
Einvernehmen mit dem
Hauptausschuss des Natio-
nalrats.

Österreichischer Integra-
tionsfonds (ÖIF): Ziel ist die
sprachliche, berufliche und
gesellschaftliche Integration
von Asylberechtigten und
Migranten. Der ÖIF führt
mehrere Integrationszentren
und -wohnhäuser in Öster-
reich. Seit 2002 ist er für die
Umsetzung der Integrations-
vereinbarung mitverantwort-
lich – mit Information, Zerti-
fizierung und Evaluierung
der Sprachinstitute. Eine
wichtige Zielgruppe ist die
österreichische Mehrheitsge-
sellschaft. Der ÖIF gibt das
Magazin „Integration im Fo-
kus“, das Statistik-Jahrbuch
Migration & Integration und
andere Publikation heraus.
Die Homepage hat Inhalte in
sechs Sprachen: www.inte-

grationsfonds.at  

Passersatz: Der Bundes-
minister für Inneres kann für
österreichische Staatsbürger
unter bestimmten Vorausset-

zungen durch Verordnung
amtlich ausgestellte Auswei-
se, aus denen die Identität
und die Staatsbürgerschaft
des Inhabers zu ersehen sind
(Personalausweise und
Übernahmserklärungen), als
Passersatz anerkennen (§ 18
Passgesetz).

Passwesen: Geregelt im
Bundesgesetz betr. das Pass-
wesen für österreichische
Staatsbürger (Passgesetz
1992), BGBl. Nr. 839/1992,
idF BGBl. I Nr. 6/2009.

Personalausweis: Amtli-
cher Lichtbildausweis und
Passersatz. Den Personalaus-
weis im Scheckkartenformat
gibt es seit Jänner 2002; er
ist als Reisedokument der-
zeit für die Einreise in 35
Staaten gültig. 

Schlepperei: Nach § 114
Fremdenpolizeigesetz die
wissentliche Förderung der

rechtswidrigen Ein- oder
Durchreise eines Fremden in
oder durch einen EU-Mit-
gliedstaat oder Nachbarstaat
Österreichs. Die Strafdro-
hung beträgt bis zu einem
Jahr Freiheitsstrafe. Wird
vom Geschleppten ein Ent-
gelt verlangt, erhöht sich die
Strafdrohung auf zwei Jahre;
wer in diesem Fall innerhalb
von fünf Jahren erneut ver-
urteilt wird, muss mit bis zu
drei Jahren Haft rechnen.
Bei gewerbsmäßiger Schlep-
perei oder wenn der Ge-
schleppte längere Zeit hin-
durch in einen qualvollen
Zustand versetzt wird, be-
trägt der Strafrahmen sechs
Monate bis zu fünf Jahre
Haft. Wird gewerbsmäßige
Schlepperei als Mitglied ei-
ner kriminellen Vereinigung
oder auf eine Art und Weise
begangen, dass das Leben
des Geschleppten gefährdet
wird, liegt der Strafrahmen
bei ein bis zehn Jahren Haft.
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Die Geschleppten gelten
nicht als Tatbeteiligte. Fahr-
zeuge und andere Gegen-
stände der Schlepper können
bei Gefahr im Verzug zur Si-
cherung der Abschöpfung
der Bereicherung, des Ver-
falls oder der Einziehung
vorläufig sichergestellt wer-
den.

Schubhaft: Fremdenpoli-
zeiliche Zwangsmaßnahme;
Festnahme und Anhaltung
eines Fremden, um das Ver-
fahren zur Erlassung eines
Aufenthaltsverbots, die Aus-
weisung, die Abschiebung,
die Zurückschiebung oder
die Durchbeförderung zu si-
chern (§§ 76 ff FPG). Die
Schubhaft darf so lange auf-
rechterhalten werden, bis der
Grund der Anordnung weg-
fällt oder ihr Ziel nicht mehr
erreicht werden kann. Die
Behörde muss dafür sorgen,
dass die Schubhaft so kurz
wie möglich dauert. Sie darf
maximal zwei Monate dau-
ern; in bestimmten Fällen bis
zu sechs, in einzelnen Fällen
bis zu zehn Monate (inner-
halb von zwei Jahren). Die
Behörde kann von der Ver-
hängung der Schubhaft abse-
hen, wenn gelindere Mittel
den Zweck der Schubhaft er-
füllen (z. B. Aufenthalt in
bestimmten Räumen, regel-
mäßiges Melden bei einer
Polizeidienststelle).

Staatendokumentation:
Seit 1. Jänner 2006 beste-
hende Einrichtung im Bun-
desasylamt zur Aufbereitung
von Informationen aus den
Herkunftsländern von Asyl-
werbern; dient der  Qua-
litätssicherung von Asylver-
fahren. Unentgeltlich zur
Verfügung steht die Staaten-
dokumentation Behörden der
Bundesvollziehung, den or-
dentlichen Gerichten, Behör-
den und Beauftragten der
Länder im Rahmen der
Grundversorgung, Rechtsbe-
ratern, den Gerichtshöfen
des öffentlichen Rechts, dem
UNHCR, dem Europäischen

Gerichtshof für Menschen-
rechte, dem Europäischen
Gerichtshof und ausländi-
schen Asyl- oder Fremden-
behörden bzw. ausländi-
schen Gerichten, soweit Ge-
genseitigkeit besteht. Für an-
dere Behörden oder Perso-
nen kostet die sechsmonatige
Zugangsdauer 60 Euro. 

http://www.staatendoku-

mentation.at

Subsidiär Schutzberech-
tigte: Fremde, die keinen
Anspruch auf Asyl haben,
deren Zurückweisung, Zu-
rückschiebung oder Ab-
schiebung in deren Her-
kunftsstaat aber eine reale
Gefahr einer gravierenden
Menschenrechtsverletzung
(Verletzung des Rechts auf
Leben, Folter, Todesstrafe)
mit sich bringen würde oder
eine ernsthafte Bedrohung
des Lebens oder der Unver-
sehrtheit durch willkürliche
Gewalt bei einem internatio-
nalen oder innerstaatlichen
Konflikt. Ihm kommt ein
vorübergehendes und jeweils
um ein Jahr verlängerbares
Aufenthaltsrecht zu.

Visa-Informationssystem
(VIS): Geplante Datenbank
zum Visadatenaustausch
zwischen den Mitgliedstaa-
ten (beantragte, erteilte und
abgelehnte Visa). Das VIS
soll  zur Unterstützung der
Sicherheitsbehörden bei der
Entscheidung über die Ertei-
lung von Visa, bei der Iden-
tifikation und der Wiederer-
kennen von Personen dienen
und soll das „Visashopping“
verhindern. Im Dezember
2004 wurde ein „Verord-
nungsvorschlag zur Errich-
tung des VIS und zum Aus-
tausch von Informationen
über den kurzfristigen Auf-
enthalt“ sowie ein „Be-
schluss des Rates über den
Zugang der für die innere Si-
cherheit zuständigen Behör-
den der Mitgliedstaaten und
von Europol zum Visa-Infor-
mationssystem für Datenab-
fragen zum Zwecke der
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Prävention, Aufdeckung und
Untersuchung terroristischer
und sonstiger schwerwiegen-
der Straftaten“ vorgelegt.
Die Inbetriebnahme des VIS
ist für 21. Dezember 2009
vorgesehen. Kernstück des
Informationssystems wird
die Einrichtung eines auto-
matisierten Fingerabdruck-
identifizierungssystems und
die Integration von biometri-
schen Merkmalen (Gesichts-
bild, Zehn-Finger-Abdrücke)
zur Identifizierung und Veri-
fizierung sein. 

Visakodex: Der Vorschlag
eines Visakodex der Ge-
meinschaft soll die derzeit
zersplitterten Regelungen
betreffend die Visaerteilung
in einem einheitlichen
Rechtsakt zusammenführen.
Derzeit wird die Erteilung
von Schengenvisa im We-
sentlichen durch die Ge-

meinsame Konsularische In-

struktion (GKI) und die ein-
schlägigen Artikel des
Schengener Durchführungs-
übereinkommens (SDÜ) so-
wie einige EU-Verordnun-
gen betreffend Visaerteilung
geregelt. Die Europäische
Kommission hat den Rechts-
akt am 28. Juli 2006 vorge-
legt; die Beratungen auf Ex-
pertenebene sind abge-
schlossen. Eine Annahme
des Dossiers noch vor der
Europawahl 2009 war ge-
plant. Nach Finalisierung der
Verhandlungen und Vorlage
des endgültigen Rechtstextes
wird die Europäische Kom-
mission ergänzend ein prak-
tisches Handbuch zum Visa-
kodex (detaillierte Modalitä-
ten und Anweisungen zur
Visaerteilung) erstellen.

Visum (Sichtvermerk):
Amtlicher Vermerk, der vor
oder beim Grenzübertritt er-
teilt wird und aus dem die
Erlaubnis zum Überschreiten
der Staatsgrenze und zum
Aufenthalt für einen maxi-
mal sechsmonatigen Zeit-
raum hervorgeht. Das Visum
ist nicht verlängerbar und

wird im Pass oder Passersatz
des Reisenden angebracht; in
bestimmten Fällen auf einem
besonderen Blatt. EU-Bürger
können in die meisten Staa-
ten der Welt entweder ohne
Visum einreisen oder sie er-
halten beim Grenzübertritt
ohne Schwierigkeiten ein
Touristenvisum. Ein Visum
darf nach § 21 FPG erteilt
werden, wenn der Antrag-
steller ein gültiges Reisedo-
kument besitzt, die Wieder-
ausreise gesichert erscheint,
ein öffentliches Interesse
nicht entgegensteht (außer
die Interessen des Antrag-
stellers wiegen schwerer)
und kein Versagungsgrund
vorliegt.

„Schengen-Visa“ gibt es
in fünf Arten: Das Flugha-
fen-Transitvisum (Typ A)
erlaubt lediglich den Aufent-
halt im Transitbereich des
Flughafengeländes. Das
Transitvisum (Typ B) er-
laubt das Durchqueren eines
Landes, um ein Drittland auf
dem Landweg zu erreichen.
Dieses Transitvisum darf
auch innerhalb der Gültig-
keitsdauer nicht zum
Kurzaufenthalt genutzt wer-
den. Das Kurzzeitvisum
(Typ C) erlaubt die ein-,

zwei- oder mehrmalige Ein-
reise innerhalb der Gültig-
keitsdauer. Im Schengen-
Raum wird nicht zwischen
Touristen-/Besuchervisum
und Geschäftsvisum unter-
schieden. Das Visum Typ C
berechtigt zu Aufenthalten
von bis zu 90 Tagen inner-
halb eines Bezugszeitraums
von 180 Tagen ab der ersten
Einreise. Das Nationale Vi-
sum (Typ D) erlaubt, abge-
sehen vom Transit,
grundsätzlich nur den Auf-
enthalt in dem darin bezeich-
neten Staat und nicht im ge-
samten Schengen-Raum. Da-
zu kommen D+C-Visa (Auf-
enthalts-Reisevisa), also na-
tionale Visa, die während ih-
rer sechsmonatigen Gültig-
keit für höchstens 90 Tage
auch zum Aufenthalt in an-
deren Schengen-Staaten be-
rechtigen.

Zentraler koordinierter
fremdenpolizeilicher Dienst
(ZKFD): Einrichtung der
Wiener Polizei zur effizien-
teren Bekämpfung der Er-
schleichung von Aufent-
haltstiteln durch Fremde
(Aufenthaltsehen, Aufent-
haltsadoptionen, Dokumen-
tenfälschung u. a.).

Zentrales Fremdenregis-
ter: Informationsverbundsys-
tem des BMI für die Frem-
denpolizei-, Asyl-, Grund-
versorgungs- und Aufent-
haltsbehörden (§§ 101 ff
FPG). Gespeichert werden
dürfen die Personaldaten, er-
kennungsdienstliche und
weitere für die Behörden
wichtige Daten. Das Regis-
ter gewährleistet, dass über
jeden Fremden nur ein Da-
tensatz gespeichert ist und
das Auftreten mehrerer Iden-
titäten vermieden wird. 

Zurückschiebung: Verhal-
tung eines Fremden zur
Rückkehr ins Ausland durch
Polizeiorgane im Auftrag der
Behörde. Zurückgeschoben
werden können Fremde nach
§ 45 FPG, wenn sie nicht
rechtmäßig nach Österreich
eingereist sind und sie bin-
nen sieben Tagen betreten
werden.

Zurückweisung: Hinde-
rung eines Fremden an der
unrechtmäßigen Einreise
nach Österreich bei Land-
grenzübergangsstellen, Flug-
häfen, in Häfen und im
Zugsverkehr innerhalb des
Grenzkontrollbereichs.
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Asylgerichtshof: Gerichtliche Rechtsmittelinstanz in Asylsachen seit 1. Juli 2008. Vorher war
dafür der Unabhängige Bundesasylsenat als verwaltungsbehördliche Instanz zuständig. 
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